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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Kerstin Schre-
yer-Stäblein, Bernhard Seidenath, Jürgen Baumgärt-
ner, Markus Blume, Dr. Ute Eiling-Hütig, Dr. Tho-
mas Goppel, Klaus Holetschek, Hermann Imhof, 
Sandro Kirchner, Helmut Radlmeier, Steffen Vogel 
und Fraktion (CSU) 

Nachbesserungen beim Krankenhausstrukturge-
setz (KHSG) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich bei den 
Verhandlungen über das Gesetz zur Reform der 
Strukturen der Krankenhausversorgung (Kranken-
hausstrukturgesetz – KHSG) auf Bundesebene dafür 
einzusetzen, dass die Krankenhäuser in Bayern die 
Bürgerinnen und Bürger in Bayern weiterhin auf 
höchstem medizinischen Niveau versorgen können 
und die Kompetenzen des Freistaat Bayern im Be-
reich der Krankenhausplanung nicht beschnitten wer-
den. 

Hierfür wird insbesondere bei sieben Punkten ein 
Nachbesserungsbedarf gesehen: 

1. Der Versorgungszuschlag in Höhe von 0,8 Pro-
zent muss auch über das Jahr 2017 hinaus erhal-
ten bleiben, um die Erlössituation für die Kranken-
häuser einigermaßen erträglich zu gestalten. Ein 
Wegfall des Versorgungszuschlags hätte für die 
Krankenhäuser zusammen mit der Festschrei-
bung des Fixkostendegressionsabschlags auf fünf 
Jahre finanziell deutlich negativere Auswirkungen 
als die derzeit geltenden Regelungen zur Men-
gendegression. Tatsächlich war der im Rahmen 
des „Soforthilfepakets“ eingeführte Versorgungs-
zuschlag von Anfang an mehr als Finanzhilfe für 
die Krankenhäuser denn als punktgenauer Aus-
gleich für die doppelte Degression konzipiert. 

2. Der Fixkostendegressionsabschlag muss von den 
aktuell vorgesehenen fünf auf maximal drei Jahre 
begrenzt werden. Entgegen den Vereinbarungen 
in den Eckpunkten vom Dezember 2014 wird die 
doppelte Degression nicht vollständig abgeschafft, 
sondern nur, soweit es um Mengensteigerungen 
im DRG-Bereich geht. Mengensteigerungen im 
Bereich der Neuen Untersuchungs- und Behand-
lungsmethoden (NUBs) und der Zusatzentgelte 

wirken sich trotz der eigentlich angestrebten Ver-
lagerung der Mengendegression auf die kranken-
hausindividuelle Ebene weiterhin absenkend auf 
den Landesbasisfallwert aus. Ein über fünf Jahre 
erhobener Fixkostendegressionsabschlag in Höhe 
von 30 Prozent ist für die Krankenhäuser deutlich 
nachteiliger als der bisherige Mehrleistungsab-
schlag in Höhe von 25 Prozent. In der jetzigen 
Zusammenschau führen die angestrebten Rege-
lungen nicht zur geforderten Ausgabenneutralität, 
sondern zu einer deutlichen Überkompensation. 
Berechnungen von Experten zufolge würden die 
Regelungen bis 2020 zu Erlösausfällen für die 
bayerischen Krankenhäuser in Höhe von 600 Mil-
lionen Euro führen. 

3. Die Absenkungskriterien müssen konkretisiert 
oder gestrichen werden. Der Kabinettsentwurf 
sieht vor, dass im Rahmen der Vereinbarung des 
Landesbasisfallwerts bei der absenkenden Be-
rücksichtigung von Wirtschaftlichkeitsreserven die 
Produktivitätsentwicklung und die Möglichkeiten 
zu Leistungsverlagerungen in den ambulanten Be-
reich sowie unterstellte Fehlbelegungen einzube-
ziehen sind. Dringend erforderlich ist daher, dass 
die Regelung über die absenkende Berücksichti-
gung von Produktivitätsentwicklung und mögli-
chen Leistungsverlagerungen im Landesbasisfall-
wert konkretisiert oder gestrichen wird. Es dürfen 
nicht irgendwelche theoretischen Größen absen-
kend berücksichtigt werden, sondern das Gesetz 
muss gewährleisten, dass nur solche Produktivi-
tätsentwicklungen und Möglichkeiten zur Leis-
tungsverlagerung berücksichtigt werden dürfen, 
die innerhalb des Pflegesatzzeitraums auch tat-
sächlich realisierbar wären. 

4. Die Vergütung der Krankenhäuser für ihre Leis-
tungen im Rahmen der ambulanten Notfallversor-
gung muss verbessert werden. Zwar wird durch 
die Halbierung des Investitionskostenabschlags 
von bisher zehn Prozent auf künftig fünf Prozent 
ein richtiger und wichtiger Schritt getan. Ange-
sichts der Tatsache, dass die Rolle der Kranken-
häuser bei der ambulanten Notfallversorgung in 
den letzten Jahren immer wichtiger geworden ist, 
besteht jedoch weitergehender Verbesserungsbe-
darf. Es bedarf einer realitätsnahen Steigerung 
der Vergütungen für die Krankenhäuser. Zurzeit 
erhalten die Krankenhäuser im Durchschnitt  
32 Euro für eine Behandlung, ein neutrales Gut-
achten hat 126 Euro als eine auskömmliche Er-
stattung errechnet. Für künftige Anpassungen 
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wird vorgeschlagen, dass die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft Sitz und Stimmrecht im Bewer-
tungsausschuss bekommt, wenn und soweit es 
um die Festlegung der Vergütungen für die ambu-
lante Notfallversorgung (nicht für ambulante Ver-
gütungen generell) geht. 

5. Dem Gesetzentwurf zufolge soll der Medizinische 
Dienst der Krankenversicherung (MDK) künftig 
Kontrollen zur Einhaltung von Qualitätsanforde-
rungen durchführen, die auch unangemeldet er-
folgen können sollen. Die Krankenhäuser betrach-
ten den MDK als den medizinischen, zahnmedizi-
nischen und pflegerischen Beratungs- und Begut-
achtungsdienst für die gesetzliche Kranken- und 
Pflegeversicherung in Deutschland, aber nicht als 
neutrale Instanz zur Durchführung der Kontrolle 
der Qualitätsanforderungen des G-BA in den 
Krankenhäusern. Die Überprüfung von Qualitäts-
vorgaben, die tief in die innere Struktur der Kran-
kenhäuser eingreifen, kann nach Auffassung des 
Bayerischen Landtags nur von einer neutralen In-
stitution vorgenommen werden. Für die externe 
Qualitätssicherung existiert auf Landesebene mit 
der Landesgeschäftsstelle zur Umsetzung der 
Qualitätssicherung nach § 137a SGB V jeweils ei-
ne geeignete und von den Selbstverwaltungspart-
nern getragene Instanz, die bereits seit Jahren mit 
anerkannter Fachkompetenz und Neutralität die 
externe Qualitätssicherung durchführt. In Bayern 
ist dies die Bayerische Arbeitsgemeinschaft für 
Qualitätssicherung (BAQ). Sie wird von Kranken-
kassen, Krankenhäusern und Landesärztekam-
mer gleichermaßen akzeptiert. Um die geschilder-
te Kritik aufzugreifen, ist aus bayerischer Sicht 
daher die Schaffung einer Öffnungsklausel sinn-
voll, wonach statt des MDK auch die jeweilige 
Qualitäts-Prüfinstanz auf Landesebene mit dieser 
Aufgabe betraut werden kann. 

6. Für den geplanten Strukturfonds muss eine Lauf-
zeit von mindestens fünf Jahren vorgesehen wer-
den, um die Abfinanzierung der durch ihn ange-
stoßenen Baumaßnahmen zu ermöglichen. 

7. Der Kabinettsentwurf des KHSG stellt die Pla-
nungshoheit des Freistaats Bayern im Bereich der 
Krankenhäuser in Bayern in Frage, wobei insbe-
sondere drei Entwicklungen die Länderkompeten-
zen gefährden: 

a) Über den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) will die Bundesregierung den Ländern 
durch Qualitätsindikatoren Vorgaben machen. 
Zwar können sich die Länder durch eigene 
Rechtsetzung von diesen Indikatoren abset-
zen und beschließen, dass sie diese in ihrem 
Land nicht anwenden. Allein dies würde aber 
zu einem Rechtfertigungsdruck in der Öffent-
lichkeit führen, der das Land folglich faktisch 
an die Bundesvorgaben bindet. 

b) Der Bund will mit dem neuen Gesetz eine Mit-
sprache bei Sicherstellungszuschlägen für 
einzelne Krankenhäuser erreichen. Die Frage, 
ob ein Krankenhaus gestützt wird oder nicht, 
liegt klar in der Planungszuständigkeit der 
Länder. Sicherstellungszuschläge, ihre Art, 
Höhe und Gestalt sind deshalb Ländersache, 
sie sind typischer Ausfluss der Planungshoheit 
der Länder und ein klassisches Instrumentari-
um des planenden Landes. Der Bund hat sich 
hier gemäß der föderalen Kompetenzvertei-
lung zu enthalten. 

c) Schließlich stößt das KHSG das Tor für Selek-
tivverträge von Krankenkassen mit einzelnen 
Krankenhäusern auf, indem es Krankenkas-
sen durch Modellversuche in vier ausgewähl-
ten Leistungsbereichen so genannte Quali-
tätsverträge ermöglicht. Auch wenn die freie 
Arzt- und Krankenhauswahl pro forma erhal-
ten bleibt, werden durch die Erprobung sol-
cher Selektivverträge faktisch Patientenströme 
geleitet, was wiederum in die Planungshoheit 
der Länder eingreift. 

d) Aus den vorgenannten Gründen wird das Ge-
setz im Bundesrat für zustimmungspflichtig 
gehalten. 


